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Editorial

Liebe LeserInnen,
angeblich wollen alle nur 
das Beste für die Patient­
Innen. Das gilt auch für die 
EU-Kommission, die sich 
zum Fürsprecher für Phar­
maindustrie-Informationen 
an die VerbraucherInnen 
macht. Angeblich soll es 
keine Fernsehspots à la 
Hollywood für oft risiko­
reiche Medikamente wie in 
den USA geben. Aber mehr 
Einfluss auf die Kranken 
sollen die Firmen schon be­
kommen. Subtilere Wege 
der Beeinflussung durch 
interessengesteuerte In­
formation ist aber noch viel 
schwerer zu durchschauen. 
Statt falsch verstandener 
Industrieförderung ist bes­
sere Kontrolle und mehr 
unabhängige Information 
gefragt. Dafür sollten sich 
die Europa-Parlamentarier­
Innen und die Mitglieds­
staaten der EU einsetzen. 

Anregende Lektüre 
wünscht Ihnen Ihr

Jörg Schaaber
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Pharmawerbung in Patientenköpfe
Industrie will in Europa freie Bahn für 
Beeinflussung der VerbraucherInnen
Nach einem gescheiterten Versuch 2003 will die EU-Kommission 
nun mit aller Macht das Interesse der Industrie an einem direkten 
Zugang zur Meinung der VerbraucherInnen durchsetzen (siehe 
auch Pharma-Brief 8-9/2006, S. 1). Als Werkzeug dienen das von 
Industrieeinfluss überbordende Pharmaceutical Forum und ein Be-
richt der Kommission an das EU-Parlament. 

medizinischem Fachpersonal nicht 
zur Verfügung gestellt werden.“2 
Mindestens die zweite Hälfte des 
letzten Satzes ist schlicht Unsinn, 
denn die Industrie unterliegt kei-
nerlei Beschränkungen in den 
Informationen, die sie ÄrztInnen  
zur Verfügung stellt. Umgekehrt 
ist es eher ein Problem, dass die 
Industrie die Ergebnisse ungün-
stig verlaufener Studien auch der 
Fachwelt vorenthält.3 Viel bedenk-
licher noch ist der generelle Duk-
tus dieser Aussage: Die Industrie 
wisse Dinge, von denen der Staat 
nichts weiß. Und der Staat sei un-
fähig, vernünftige Informationen 
zu produzieren. Es ist tatsächlich 
so, dass der Industrie immer wie-
der nachgewiesen werden konn-
te, dass sie negative Erkenntnisse 
zu Arzneimitteln zurückgehalten 
hat.4 Dieses Verhalten ist in den 
meisten Fällen schlicht illegal. Es 
wäre in der Tat eine Bankrotterklä-
rung staatlichen Handelns, wenn 
die Industrie die Hoheit darüber 
bekommt, wem sie welche Infor-
mationen zur Verfügung stellt und 
welche sie – weil unvorteilhaft für 
den Umsatz – zurückhält.

Wes Brot ich ess ....
Weiter lässt die Kommission be-

haupten, „viele Patientengruppen 
erkennen die Pharmaindustrie als 
legitime Quelle von Informationen 

Noch vor vier Jahren lehnte das 
europäische Parlament die Einfüh-
rung VerbraucherInnenwerbung 
für rezeptpflichtige Arzneimittel 
mit überwältigender Mehrheit ab. 
Stattdessen gab das Parlament 
der EU-Kommission den Auftrag, 
2007 eine Bilanz zum Nutzen und 
den Risiken von Arzneimittelin-
formation vor allem im Internet 
abzuliefern, um weitere Verbes-
serungsmöglichkeiten erkennen 
zu können.1 Die Kommission hat 
ihren Auftrag schlecht erfüllt. Der 
Bericht gibt so unvollständige Aus-
kunft über die existierenden Infor-
mationsquellen, dass man Zweifel 
an seiner Ernsthaftigkeit haben 
muss. Der Bericht bietet erst recht 
nicht auch nur ansatzweise eine 
Analyse der Qualität der Arznei-
mittel-Information im Internet. Es 
wäre zum Beispiel spannend ge-
wesen zu erfahren, wie die Finan-
zierung einer Website die Qualität 
beeinflusst. Stattdessen werden 
von der EU-Kommission völlig 
unhaltbare Behauptungen aufge-
stellt. So seien die Behörden der 
Mitgliedsstaaten nicht in der Lage, 
das PatientInnenbedürfnis nach 
substanziellen Informationen zu 
erfüllen. „Im Gegensatz dazu be-
sitzt die Industrie Schlüsselinfor-
mationen zu ihren Medikamenten, 
aber diese Information kann ge-
genwärtig in der EU Patienten und 



PHARMA-BRIEF

� Nr. 5 Juli / August 2007 

Europa

an“.5 Was hier nicht gesagt wird, 
ob damit genau die Patientengrup-
pen gemeint sind, die durch eben 
diese Pharmaindustrie mit Geld 
und Informationen gefüttert wer-
den.6

Bereits im Juni 2005 wurde von 
der EU-Kommission das industrie-
dominierte Pharmaceutical Forum 
eingerichtet. Mit von der Partie 
sind der EU-Industriekommissar 
Verheugen (SPD) und der FDP-
Abgeordnete Chatzimarkakis, vor-
mals als Industrielobbyist in Brüs-
sel tätig. Das Forum erarbeitet 
nicht nur Kriterien für Patienten-
„Information“, sondern hat schon 
vor dem Kommissionsbericht eine 
Modellinformation zu Diabetes 
vorgelegt. Mit anderen Worten, 
die Kommission ließ schon Lö-

sungsvorschläge produzieren, be-
vor überhaupt der oben genannte 
Bericht eine Bestandsaufnahme 
abgab. Nebenbei stieß die „Mo-
dellinformation“ wegen ihrer 
schlechten Qualität auf breite 
Kritik unabhängiger Gruppen und 
Fachorganisationen.7

Antidepressiva für alle
Direktwerbung für rezeptpflichti-

ge Arzneimittel für VerbraucherIn-
nen ist offensichtlich manipulativ. 
Sie enthält für medizinische Laien 
kaum überprüfbare verzerrende, 
selektive und irreführende Infor-
mationen (ein Beispiel im Kasten). 
Eine neue pharmakoökonomische 
Studie kommt zu dem Schluss, 
dass 96% der PatientInnen in den 
USA, die durch eine (dort legale) 
Direktwerbung für Antidepressi-

va angeregt werden, zum Arzt zu 
gehen und eine Verschreibung er-
halten, gar keine behandlungsbe-
dürftige Depression haben.8 Weil 
diese Mittel eine eher bescheide-
ne Wirksamkeit haben, bedeutet 
das: nur einer von hundert durch 
die Werbung Beeinflussten profi-
tiert tatsächlich von der Medika-
mententherapie. Das hält den Au-
tor nicht davon ab, das Ganze für 
volkswirtschaftlich günstig zu hal-
ten. Er versteigt sich sogar zu der 
These, es wäre sogar günstig, je-
den einzelnen US-Amerikaner mit 
Antidepressiva zu behandeln. Aller-
dings räumt der Autor ein, dass er 
die unerwünschten Arzneimittel-
wirkungen von Antidepressiva in  
seine Berechnung nicht mit einbe-
zogen hat. Dies könne den volks-
wirtschaftlichen Nutzen „beein-

Irreführung programmiert
Wie kommt die Zahl von 

41% überhaupt zustande? 

Vermutlich bezieht sie 
sich auf zwei Studien, bei 
denen unter Anastrozol 
4,1% der Frauen und unter 
Tamoxifen 6,8% wieder 
Brustkrebs bekamen.2 Das 
ist zwar ein Unterschied 
von 40%, in absoluten Zah-
len bedeutet das aber: Von 
100 Frauen nach Brust-
krebsoperation haben 2 
bis 3 weniger einen Rück-
fall (Rezidiv), wenn sie 
Anastrozol eingenommen 
haben und nicht etwa 41. 
Die 41%, die in der Wer-
bung dick hervorgehoben 
werden, sind eine irre-
führende Darstellung der 
Ergebnisse. Und noch ein-
mal, es gibt keine seriösen 
Belege dafür, dass die 
Frauen durch Anastrozol 
länger leben. Werbeaus-
sagen, die falsche Erwar-
tungen wecken, sind bei 
Medikamenten besonders 
heimtückisch. Patientin­

nen haben kaum eine 
Möglichkeit, die Richtig-
keit solcher Aussagen zu 
überprüfen.

1	 Der Arzneimittelbrief 2005, 39, 
81; arznei-telegramm 2006, 37: 
19-21

2	 Jakesz, R. et al: Lancet 2005, 
366: 455-462

Was Patienten bei 
der Einführung von Di-
rektwerbung für rezept-
pflichtige Arzneimittel 
erwartet, zeigt diese 
Anzeige aus Neusee-
land zur Therapie nach 
Brustkrebsoperationen. 
Die Werbung behauptet: 
„Arimidex kann die Wahr-
scheinlichkeit, wieder an 
Brustkrebs zu erkranken, 
um 41% reduzieren.“

Das klingt wie eine gute 
Nachricht: Es suggeriert, 
dass Patientinnen mit 
Brustkrebs eine wesent-
lich höhere Überlebens­
chance hätten, wenn sie 
mit Arimidex® (Anastro-
zol) statt dem Standard-
medikament Tamoxifen 
behandelt werden. Keine 
Studie hat bisher überzeu-
gend gezeigt, dass unter 
Anastrozol weniger Frau-
en sterben als unter Ta-
moxifen.1 Das erfährt man 
in der Werbung natürlich 
nicht.

Quelle: Gute Pillen - Schlechte Pillen 3/2007
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Beeinflussung

erkennung zu den ÄrztInnen [zu] 
treiben.“9

Nachrichten platzieren
Ein zunehmender Trend zur 

Vermarktung von neuen Arznei-
mitteln über die Laienpresse ist 
zu beobachten. Dabei werden 
oft schon Jahre vor der Marktein-
führung Nachrichten über neue 
Wundermittel lanciert. Zu diesem 
Zweck dienen z.B. vom Hersteller 
organisierte Pressekonferenzen 
oder Berichte von industriege-
sponserten Wissenschaftlerln-
nen. Dies geschah zum Beispiel 
mit den später wegen Risiken 
wieder von Markt genommenen 
Mitteln wie Rofecoxib (Vioxx®) 
oder dem Schlankmacher Rimona-
bant (Acomplia®), der zunächst als 
effektives Mittel gegen Überge-
wicht (Spiegel Schlagzeile: „Raus 
aus der Todeszone“10) und zur 
Raucherentwöhnung angeprie-
sen wurde, schließlich in der EU 
aber nur eine sehr eingeschränk-
te Zulassung als Lifestyle-Mittel 
bekam. In den USA wird das Mit-
tel wegen Sicherheitsbedenken 
(Depressionen, Selbstmordrisiko, 
epileptische Anfälle11) womöglich 
überhaupt nicht zugelassen.12

PatientInnen einspannen
Die Förderung von Selbsthil-

fegruppen fördert ebenfalls den 
Umsatz, wenn Mitglieder dieser 
Gruppen durch unkritische und 
einseitige Informationen zum 
Wechsel zu neuen, teuren und oft 
risikoreichen Substanzen bewegt 
werden. Darüber hinaus sind sol-
che gesponserten Patientengrup-
pen willkommene Fußtruppen zur 
Durchsetzung politischer Ziele. 
Verschiedene Untersuchungen 
haben ergeben, dass zwischen 
einem und zwei Drittel aller Pa-
tientengruppen Industriegelder 
erhalten.13 Weitere Methoden 
zur Umsatzsteigerung sind bei-
spielsweise sogenannte Patien-
ten-Compliance-Programme, bei 
denen Hersteller den PatientInnen 
„helfen“, ihre Medikamente re-
gelmäßig einzunehmen. 

Alternativen sind möglich
Statt der Industrie noch mehr 

Einfluss auf die PatientInnen zu 
gewähren, sollte eine schärfere 
Kontrolle versteckter Industriepro-
paganda mit schmerzhaften Sank-
tionen eingeführt werden. Dazu 
gehört auch die – in den USA üb-
liche – öffentliche Richtigstellung 
falscher Informationen. Eine stär-
kere Förderung unabhängiger qua-
litativ hochwertiger Verbraucher
Inneninformation ist notwendig. 
Auch die Industrie sollte zu mehr 
Transparenz beitragen, in dem sie 
alle Studien zu ihren Medikamen-
ten öffentlich macht.

All diese Forderungen müssen 
in Deutschland und Europa Gehör 
finden, damit die EU-Kommission 
mit ihrer Rolle als Pharmabüttel 
nicht doch noch Erfolg hat.  (JS)

1	 European Commission. Draft report on 
current practice with regard to provision of 
information to patients on medicinal products. 
Brussels 19 April 2007 http://ec.europa.eu/
enterprise/pharmaceuticals/pharmacos/docs/
doc2007/2007_04/draft_infopatients2007_
04.pdf 

2	 European Commission aaO p 16
3	 Tim Kendall. Truth, Disclosure and the Influ-

ence of Industry on the Development of NICE 
Guidelines: An Interview with Tim Kendall 
BioSocieties (2007), 2, 129–140

4	 Dazu zählen beispielsweise die Zurückhaltung 
von Studien zu den Selbstmordrisiken von 
SSRI-Antidepressiva (siehe Kendall aaO) oder 
die Manipulation von Daten zu den Häufigkeit 
von Herz-Kreislauferkrankungen von COX-2-
Hemmern (Risiken erfolgreich vermarktet. 
Pharma-Brief 4/2005, S. 1-2)

5	 European Commission aaO p 13
6	 Europäische PatientInnen von der Industrie 

gekauft? Pharma-Brief 6.7/2005, S. 1-2
7	 MiEF. Patient information in Europe: many 

concerns May 2007
8	 Adam e Block. Costs and Benefits of Direct-

to-Consumer Advertising. Pharmacoeconom­
ics 2007. 25: p 511-521

9	 Les Toop et al. Direct-to-Consumer Advertis-
ing of Prescription Medicines in New Zealand. 
Submission from the four Departments of 
General Practice and Primary Care at the 
Christchurch, Wellington, Dunedin and Auck-
land Schools of Medicine. April 2006, Part 2 
(submission of 2003) p 27

10	Titel eines Spiegel Artikels zu Rimonabant. 
Spiegel Nr. 27/2006, S. 114

11	FDA Panel Focuses of Suicidality at Hearing 
on Diet Drug Rimonabant. Zimulti Acomplia 
Report June 2007 www.acompliareport.
com/News/news-061407.htm 

12	Panel Urges FDA Not to Approve Weight-
Loss Drug Washington Post 14 June 2007 
www.washingtonpost.com/wp-dyn/con-
tent/article/2007/06/13/AR2007061300214.
html?hpid=sec-nation

13	Barbara Mintzes. Should patient groups 
accept money from drug companies? British 
Medical Journal 5 May 2007 p 935

trächtigen“. Die unerwünschten 
Wirkungen können aber erheblich 
sein – bis hin zum Selbstmord.

Bewusstseinstrübung
Neben dieser offensichtlichen 

Form der Beeinflussung gibt es 
eine Reihe von subtileren Prak-
tiken, die noch schwerer zu durch-
schauen sind. Dazu gehören die 
sogenannten „Krankheitsbewußt-
machungs-Kampagnen“, die die 
Angst vor einer möglichen Erkran-
kung schüren, aber keinen Medi-
kamentennamen nennen. Da in 
der Regel parallel bei ÄrztInnen 
geworben wird, kann die Umsatz-
steigerung auch ohne Nennung 
eines konkreten Medikaments 
erzielt werden. Denselben Effekt 
erzielt der Verweis auf firmenge-
sponserte Webseiten, die verzer-
rende Informationen enthalten 
und oft den Wirkstoffnamen nen-
nen.

Krankheiten erfinden
Eine Steigerung solcher „Be-

wußtmachungs-Kampagnen“ ist 
die Erfindung neuer Krankheits-
bilder. Das heißt, Befindlichkeits-
störungen werden zur behand-
lungsbedürftigen Krankheit umge-
deutet. Ein Beispiel dafür ist die 
Kreation der „überaktiven Blase“. 
Damit werden alle zu Kranken 
erklärt, die meinen zu häufig zur 
Toilette zu müssen, ohne dass sie 
unter unwillkürlichem Harnverlust 
(Inkontinenz) leiden. Eine Strate-
gie „Detrol® positionieren: eine 
Krankheit erfinden“, wurde von 
einer Werbeagentur entwickelt. 
Detrol® (Tolterodine) wurde „vom 
Nischenprodukt zu einer Gelegen
heit zur Massenvermarktung“ um
definiert. Zum Ziel wurde erklärt: 
„Die Patientenpopulation über die-
jenigen mit Inkontinenz auf die mit 
‚überaktiver Blase’ ohne Inkonti-
nenz aus[zu]weiten“. „Detrol® als 
Therapie der Wahl bei überaktiver 
Blase [zu] etablieren“, ÄrztInnen 
in der Erkennung, Diagnose und 
Behandlung von überaktiver Bla-
se zu erziehen und schließlich die 
„potentiellen PatientInnen mit Di-
rektwerbung und PR zur Symptom
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sieren, bei denen die Länder ihre 
Positionen und ihre Bedürfnisse 
diskutieren können. Das Sekreta-
riat der WHO-Arbeitsgruppe will 
im Juli 2007 einen ersten Entwurf 
des Aktionsplans vorlegen, der 
dann in einer öffentlichen Anhö-
rung diskutiert werden soll.

Der Beschluss der Weltgesund-
heitsversammlung enthält zwei 
richtungsweisende Punkte3. Zum 
einen wird betont, dass kein Land 
dabei behindert werden darf, den 
Zugang zu Arzneimitteln sicherzu-
stellen, indem es TRIPS-Maßnah-
men (wie z.B. Zwangslizenzen) 
anwendet. Das ist für die Situation 
in Thailand wichtig, weil das Land 
aufgrund seiner Entscheidung für 
Zwangslizenzen unter enormen 
politischen Druck geraten ist. Die 
WHO wird sogar aufgefordert, 
Länder, die TRIPS-Flexibilitäten 
nutzen wollen, beratend zu un-
terstützen. Zum anderen wird die 
WHO-Arbeitsgruppe aufgefordert, 
neue Forschungsmechanismen in 
Betracht zu ziehen, die den Pro-
duktpreis von den Forschungskos
ten abkoppeln. Derartige Modelle 
könnten wirklich wegweisend 
werden für eine Forschung, die 
ohne Patentmonopole auskommt 
(siehe auch Kasten auf S. 6).

Streitpunkt Vogelgrippe
Der Umgang mit Erregern der 

Vogelgrippe war mit das schwie-
rigste Feld auf der diesjährigen 
Weltgesundheitsversammlung. 
Streitpunkt war die Weitergabe 
von Viren zur Entwicklung eines 
Impfstoffs. Es ist üblich, dass Län-
der ihre Viren an sogenannte Kol-
laborationszentren der WHO wei-
tergeben. Dort lässt sich aus den 
unterschiedlichen Virenstämmen 
ein passender Impfstoff kombi-
nieren. Dieses System hat sich 
bei der jährlichen Grippeimpfung 
bewährt, wo der Impfstoff den ak-
tuell vorherrschenden Viren ange-
passt werden muss.

Das gleiche Prinzip wird auch bei 
der Entwicklung eines Impfstoffs 
gegen Vogelgrippe angewendet 

sen wurde, ist auch ein Erfolg von 
Health Action International (HAI) 
und dem Ecumenical Pharmaceu-
tical Network (EPN).

Arzneimittelforschung
Bereits 2006 gründete die Welt-

gesundheitsversammlung eine 
Arbeitsgruppe mit dem Auftrag, 
einen Aktionsplan zur Arzneimittel-
forschung zu erstellen.2 Damit soll 
die Forschungslücke für Krankhei-
ten geschlossen werden, die be-
sonders die armen Länder betref-
fen (der Pharma-Brief berichtete). 
Die Arbeit an diesem Aktionsplan 
lief bisher sehr schleppend an, be-
sonders afrikanische Länder klag-
ten über eine mangelnde Unter-
stützung dieses Prozesses durch 
die WHO. Lange war unklar, ob auf 
der Weltgesundheitsversammlung 
überhaupt ein Beschluss hierzu 
gefasst würde. Während die EU 
und USA darauf drängten, weiter 
in der Arbeitsgruppe zu planen, 
haben sich vor allem Kenia und 
Brasilien für zusätzliche Schritte 
eingesetzt. Mit Erfolg: WHO-Ge-
neraldirektorin Dr. Chan reagierte 
auf die Kritik und sicherte zu, den 
Prozess zu stärken. Die WHO 
wird nun regionale Treffen organi-

Nord-Süd-Politik

In kleinen Schritten voran:
Weltgesundheitsversammlung 2007
GesundheitsministerInnen aus aller Welt, begleitet von oft mehr 
als 20 Delegierten, trafen sich im Mai zur Weltgesundheitsver-
sammlung in Genf, um Konzepte zu globalen Gesundheitsfragen 
zu erarbeiten. Wir berichten von den wichtigsten Ergebnissen der 
sechzigsten Weltgesundheitsversammlung.

Rationaler 
Arzneimittelgebrauch

Weltweit werden nur 
40% der Menschen ent-
sprechend klinischer 
Richtlinien behandelt. Be-
sonders in Entwicklungs-
ländern hat es dabei in 
den letzten Jahren kaum 
eine Verbesserung gege-
ben. Doch auch Industrie-
länder sind betroffen. Die 
Resistenz gegen Antibio-
tika ist ein eindrückliches 
Beispiel, wozu übermäßi-
ge Verschreibungen und falsche 
Anwendung führen können.

Die Erfahrungen aus vielen 
Ländern zeigen, dass eine Arz-
neimittelpolitik für einen „ratio-
nalen Arzneimittelgebrauch“ eine 
Trendwende einleiten kann. Diese 
Politik in immer mehr Ländern ein-
zuführen, ist das Ziel der Resolu-
tion zu rationalem Arzneimittelge-
brauch, die in Genf beschlossen 
wurde.1 Die WHO-Mitgliedsstaa-
ten werden aufgefordert, sie um-
zusetzen und eine ausreichende 
Finanzierung zur Verfügung zu 
stellen. Außerdem sollen in Län-
dern ohne staatliche Arzneimittel-
kontrolle entsprechende Behörden 
eingerichtet werden. Sie sollen für 
unabhängige Arzneimittelinforma-
tionen sorgen und auch gegen 
Desinformation (z.B. durch Phar-
mawerbung) vorgehen. Berufstä-
tige aus dem Gesundheitswesen 
sollen mit Kursen im rationalen 
Arzneimittelgebrauch geschult 
werden. Die Weltgesundheitsor-
ganisation verfügt in allen genann-
ten Bereichen über viel Erfahrung 
und soll die Länder bei der Umset-
zung des Vorhabens unterstützen. 
Dass die Resolution so beschlos-

Im Palais des Nations in Genf findet die Welt­
gesundheitsversammlung statt.    Foto: German Rojas
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Kein Dammbruch in Heiligendamm
Reiche Länder sorgen bei G8 für sich selbst
Der G8-Gipfel in Heiligendamm machte schon im Vorfeld mit gro-
ßen Versprechungen und auch reichlich Kritik Furore. Es wäre je-
doch falsch, die Erfolge der Proteste an Abschlusserklärungen des 
Gipfels zu messen, die sowieso nicht mehr sind, als bloße Verspre-
chungen ohne rechtliche Verbindlichkeit. Dennoch möchten wir 
die Verlautbarungen des Gipfels zur Gesundheit nicht unkommen-
tiert lassen.1

AIDS-Bekämpfung à la G8
„Die G8 bekräftigen ihr Bekennt-

nis, verstärkte Anstrengungen zur 
Erzielung eines universellen Zu-
gangs zu umfassender HIV-Ver-
hütung und -Behandlung und der 
Versorgung Betroffener bis 2010 
zu unternehmen.“2 „Wir werden 
unsere Bemühungen [...] fortset-
zen, um in den kommenden Jah-
ren mindestens die veranschlag-
ten 60 Milliarden US-Dollar zur 
Verfügung zu stellen“.3 Das Akti-
onsbündnis gegen AIDS kritisiert 
die wortreiche Ankündigung als 
vage und unzureichend. Vor allem 
ist kein zeitlicher Rahmen vorge-
geben, und die Erklärung wieder-
holt nur, was bereits 2005 beim 
G8-Gipfel in Gleneagles angekün-
digt, aber bisher nicht eingelöst 
wurde. Geht man davon aus, dass 
sich die 60 Milliarden auf fünf Jah-
re beziehen, hieße das „nur“ 12 
Milliarden pro Jahr. Benötigt wer-
den laut UNAIDS aber 23 Milliar-
den jährlich. Das Aktionsbündnis 
hält deshalb einen Beitrag der G8-
Staaten von 16 Milliarden US$ pro 
Jahr für angemessen.

Kein Beistand für Thailand
Die Regierungschefs äußerten 

sich auch zum TRIPS-Abkommen 
und dem darin festgeschriebenen 
Recht auf die Verhängung von 
Zwangslizenzen (sog. TRIPS-Flexi
bilitäten) für unentbehrliche Arz-
neimittel. Dazu heißt es: „ [..] wer-
den wir [...] daran arbeiten, [...] auf 
Ersuchen afrikanischer Entwick-
lungsländer ohne Herstellungs-
kapazitäten um Unterstützung im 
Hinblick auf die volle Nutzung von 
Gestaltungsspielräumen konstruk-
tiv einzugehen, die in der Doha-Er-

klärung der WTO über TRIPS und 
öffentliches Gesundheitswesen 
genannt werden, wobei zugleich 
die WTO-Verpflichtungen einge-
halten werden“4. Diese Formulie-
rung war in früheren Textentwür-
fen deutlich klarer ausgefallen: 
„Die G8 bekräftigt die Bedeutung 
von TRIPS-Flexibilitäten [...].“5 Die 
jetzt verabschiedete Formulierung 
bestätigt zumindest, dass es das 
Recht auf Zwangslizenzen gibt. 
Daran bestand aber auch kein 
Zweifel. Länder wie Brasilien oder 
Thailand, die Zwangslizenzen an-
wenden und dabei unter enormen 
Druck geraten, werden mit dieser 
Erklärung nicht bestärkt.

Pharmaindustrie als „Partner“
Stattdessen will die G8 gemein-

sam „mit der pharmazeutischen 
Industrie daran arbeiten, [...] Initia-
tiven zu erforschen, um erweiter-
ten Zugang zu HIV-Medikamenten 
zu bezahlbaren Preisen zu bie-
ten“. Die Preispolitik für antire-
trovirale Zweitlinienmedikamente 
solle geprüft werden, ebenso die 
Förderung der „Einrichtung einer 
Produktionsstätte vor Ort für HIV/
AIDS-Pharmazeutika durch freiwil-
lige Lizenzen [...]. Man schließt mit 
einem „ausdrücklichen Bekennt-
nis zur Erhöhung der Investitionen 
in die Forschung und Entwicklung 
[...], auch durch eine Erweiterung 
der Partnerschaft zwischen dem 
öffentlichen und dem privaten 
Sektor.“6 Solche Bekenntnisse 
verwundern nicht. Der deutsche 
Pharmaverband VFA hatte schon 
im Vorfeld des Gipfels keine Mü-
hen und Kosten gescheut, das 
eigene Engagement in Afrika dar-
zustellen.7

Nord-Süd-Politik

– bis auf eine Ausnahme: Indone-
sien hat sich vor einigen Monaten 
ausgeklinkt. Obwohl es eines der 
meistbetroffenen Länder ist, wer-
den keine Viren mehr an die WHO 
geliefert. Das war ein erklärtes 
Auflehnen gegen die Patentierung 
der Impfstoffe. Die indonesische 
Regierung kündigte an, erst dann 
wieder Viren zu liefern, wenn si-
chergestellt ist, dass das Land 
sich auch die daraus entwickelten 
Impfstoffe leisten kann. Während 
besonders die USA darauf poch-
ten, dass alle Länder zur selbst-
losen Mitarbeit verpflichtet seien, 
erhielt Indonesien Unterstützung 
von anderen Entwicklungsländern. 
Am Ende einigte man sich auf ei-
nen Kompromiss, bei dem etliche 
Punkte offen bleiben.4 Indonesien 
erklärte sich bereit, wieder Viren 
zu liefern, jedoch wurde festgehal-
ten, dass eine Regelung für einen 
„Vorteilsausgleich“ (benefit sha-
ring) gefunden werden muss.  

Pocken ohne Ende
Seit Jahren sind die Pocken aus-

gerottet, Erreger existieren aber 
weltweit in noch zwei Labors. 
Schon 1999 hatte man deren end-
gültige Zerstörung beschlossen, 
aber bisher scheiterte das an For-
schungsplänen der USA (siehe 
Pharma-Brief 7-8/2006 S. 7). Jetzt 
wurde die Zerstörung der Viren auf 
unbestimmte Zeit verschoben.6 Im 
Jahr 2010 soll neu diskutiert wer-
den, bis dahin muss jährlich ein 
Bericht abgeliefert werden, was 
die Forscher mit den Pockenerre-
gern machen.

Erfolge gab es hingegen beim 
Budget: Der Finanzhaushalt der 
WHO wird für den Zeitraum 2008-
2009 um eine Milliarde US$ auf 
insgesamt 4,2 Milliarden aufge-
stockt.  (CW)

1	  http://www.who.int/gb/ebwha/pdf_files/
WHA60/A60_R16-en.pdf 

2	  www.who.int/phi/en/index.html 
3	  http://www.who.int/gb/ebwha/pdf_files/

WHA60/A60_R30-en.pdf 
4	  http://www.who.int/gb/ebwha/pdf_files/

WHA60/A60_R28-en.pdf 
5	  http://www.who.int/gb/ebwha/pdf_files/

WHA60/A60_R18-en.pdf 
6	  http://www.who.int/gb/ebwha/pdf_files/
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Heilige Kuh Patentschutz 
Gelobt werden von der G8 Sy-

steme, die auf Patentschutz und 
Monopole als einzigen Anreiz set-
zen: „Ein voll funktionierendes Sys-- 
tem des geistigen Eigentums ist 
ein wesentlicher Faktor für die 
nachhaltige Entwicklung der Welt-
wirtschaft durch die Förderung von 
Innovation. Wir wissen, wie wich-
tig es ist, das internationale Pa-
tentsystem zu straffen und zu har-
monisieren, um den Erwerb und 
Schutz von Patentrechten welt- 
weit zu verbessern.“8, so die G8.

Als Problem wird vor allem die 
mangelnde Respektierung von Pa-
tenten durch Entwicklungsländer 
(z.B. in Asien) gesehen. Man kon- zentriert sich auf den Kampf gegen 

Kopien teurer Markenprodukte: 
„Wir bekräftigen daher nachdrück-
lich unser Bekenntnis zur Bekämp-
fung der Piraterie und Fälschung.“ 
„Wir begrüßen neue Leitlinien 
für technische Unterstützung im 
Bereich des Schutzes der Rechte 
des geistigen Eigentums für inter-
essierte Entwicklungsländer so-
wie einen Mechanismus zur bes-
seren Abstimmung und Nutzung 
bestehender G8-Hilfe für solche 
Länder im Hinblick auf den Aufbau 
der zur Bekämpfung des Handels 
mit gefälschten und nachgemach-
ten Gütern erforderlichen Kapazi-
täten, um die Durchsetzung der 
Rechte des geistigen Eigentums 
zu stärken.“9 Im Klartext: Armen 
Ländern werden verbesserte Kon-
trollsysteme zum Schutz von Mar-
kenprodukten und Innovationen 
aufgedrängt und damit enorme 
Kosten aufgebürdet. Aber die Ge-
fahren durch Patente auf Medika-
mente oder Saatgut werden igno-
riert, im Gegenteil wird auf eine 
Verschärfung des Patentschutzes 
und der Kontrolle gedrängt. Damit 
wird armen Ländern der Zugang 
zu lebenswichtigen Medikamen-
ten weiter erschwert. 

Dabei sind sich beim Thema Pa-
tentschutz lange nicht alle einig. 
Führende deutsche Entwicklungs-
organisationen haben gemeinsam 
mit der BUKO Pharma-Kampa-

Nord-Süd-Politik

Berliner Erklärung
Neue Wege für die Arzneimit­

telforschung fordert die BUKO 
Pharma-Kampagne. Gemeinsam 
mit den Hilfsorganisationen 
medico international, Misereor 
und Brot für die Welt wurde im 
Mai 2007 eine „Berliner Erklä­
rung: Für Innovation und Zugang 
zu Arzneimitteln“ veröffentlicht. 
Arzneimittelforschung muss 
so gestaltet werden, dass der 
Zugang zu den neu entwickelten 
Produkten sichergestellt wird. 
Gesundheitsforschung ist eine 
gesellschaftliche Aufgabe, die 
öffentlicher Finanzierung und 
staatlicher Regulierung be­
darf. Auch wenn Public Private 
Partnerships (PPPs) heute einen 
wichtigen Beitrag dazu leisten, 
warnen wir davor, ihre Bedeu­
tung zu überschätzen. Insbeson­
dere dann, wenn solche Part­
nerschaften maßgeblich von der 
Großzügigkeit privater Großstif­
ter bzw. dem Marketinginteres­
se von Unternehmen abhängen, 
bieten sie keine Gewähr für eine 
nachhaltige Finanzierung.
Den vollständigen Text der 

Berliner Erklärung finden Sie im 
Internet: www.bukopharma.de/
Aktuelles/Berliner_Erklaerung_
Innovation.html 

gne eine Erklärung 
zur Problematik von 
Patenten in der Ge-
sundheitsversorgung 
veröffentlicht (siehe 
Kasten „Berliner Er-
klärung“). Auch die 
Weltgesundheits-
organisation (WHO) 
hat eine internatio-
nale Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die nach 
Alternativen zum Pa-
tentsystem zur För-
derung von Innova-
tionen sucht.

So schwach die 
Statements der G8-

Chefs ausfallen, so deutlich wird 
der Widerspruch zwischen den 
erhöhten finanziellen Aufwen-
dungen für die AIDS-Bekämpfung 
und einer gleichzeitigen Stärkung 
des Patentschutzes. „Wir sehen 
die Gefahr, dass so ein Teil des 
zusätzlichen Geldes für höhere 
Medikamentenpreise ausgege-
ben wird“, so Tido von Schön-
Angerer von Ärzte ohne Grenzen. 
International wollen sich deshalb 
mehrere Organisationen mit der 
neugeschaffenen Plattform „Inno
vation plus Zugang“ (Innovation 
+ Access) gemeinsam dafür ein-
setzen, dass Forschungsmodelle 
so gestaltet werden, dass sie ei-
nen gerechteren Zugang zu neuen 
Medikamenten sicherstellen. Mit 
dabei sind auch Health Action In-
ternational (HAI), das Third World 
Network, Knowledge Ecology In-
ternational (KEI) aus den USA und 
OXFAM. Über HAI engagieren 
sich in Deutschland medico inter-
national und die BUKO Pharma-
Kampagne in der gemeinsamen 
Arbeit   (CW)
1	 Alle Gipfelerklärungen unter www.g-8.de/

Webs/G8/DE/G8Gipfel/GipfelDokumente/gip-
fel-dokumente.html 

2	 G8-Erklärung: Wachstum und Verantwortung 
in Afrika, S. 22

3	 a.a.O. S. 19
4	 a.a.O. S. 23
5	 zitiert nach IP-watch 8.6.2007
6	 Erklärung: Wachstum und Verantwortung in 

Afrika, a.a.O. S. 24
7	 VFA Pressemitteilung 8.6.2007
8	 G8-Erklärung: Wachstum und Verantwortung 

in der Weltwirtschaft S.14
9	 a.a.O. S. 15

Während Putin, Industrie  und Merkel schlemmen, holt 
sich Robin Hood das Wissen zurück. Unsere Theater­
gruppe Schluck & weg parodierte den G8 Gipfel.
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Deutschland

Eng verquickt
Schmerzliga und pharma-naher Experte

In einem Brandbrief an ÄrztInnen 
beklagt der Präsident der „Deut
schen Gesellschaft für Schmerz-
therapie“, Dr. Müller-Schwefe, die 
Tatsache, dass überteuerte Origi-
nalpräparate durch generische Sub-
stanzen ersetzt werden sollen.1 Er 
bedient sich dabei distanzlos der 
bekannten Argumente der Anbieter 
von Originalpräparaten und wärmt 
den längst überholten Fehlinforma-
tionen von mangelnden Daten zur 
Verträglichkeit und Wirksamkeit 
sowie zur Bioverfügbarkeit bei Aus-
tausch substanzidentischer Pro-
dukte auf. Es fällt auf, dass er sich 
dabei vor allem auf die Wirkstoffe 
Oxycodon (Oxygesic®) und Hydro-
morphon (Palladon®) bezieht, deren 
„politisch geforderte“ Umstellung 
er beklagt, insbesondere hinsicht-
lich der angeblich problematischen 
Umstellung von Oxycodon auf seit 
Anfang April 2007 zur Verfügung 
stehende stoffidentische Generika.

Zur Unterstützung seiner Ar-
gumentation verbreitet Müller-
Schwefe, dass die Patientenorga-
nisation „Deutsche Schmerzliga“ 
täglich Schreiben von Patienten 
erhält, in denen diese sich über die 
Umstellung ihrer „gut eingestell-
ten Therapien“ beklagen. Das Zu-
sammenspiel zwischen der Fach-
gesellschaft, der Müller-Schwefe 
vorsteht, und der Patientenorga-
nisation erklärt sich leicht aus der 
Doppelfunktion, da der Arzt auch 
zufällig Vizepräsident der „Patien-
tenorganisation“ ist. Auf diese Wei-
se gelingt es, Patienten problemlos 
für die Interessen von Ärzten, also 
von Leistungsanbietern einzuset-
zen bzw. zu missbrauchen.

Bleibt nur zu erklären, warum 
sich Müller-Schwefe wie ein Phar-
mavertreter der Firma Mundiphar-
ma geriert, dem Warenanbieter 
von Oxygesic® und Palladon®. Teu-
re Veranstaltungen und Werbeak-
tionen weisen darauf hin, dass we-
der die Deutsche Gesellschaft für 

Schmerztherapie noch die Deutsche 
Schmerzliga an Geldmangel leiden. 
Der Link zur Pharmaindustrie als 
Sponsor wird deutlich in der Person 
von Harry Kletzko, der sowohl Vize-
präsident der Deutschen Schmerz-
liga als auch Geschäftsführer bzw. 
Vorstandsmitglied in der Deutschen 
Gesellschaft für Schmerztherapie 
ist. Als Beruf gibt er nur Geschäfts-
führer der Gesellschaft für Alge-
siologische Fortbildung an, aber er 
war lange Zeit leitender Mitarbeiter 
der Firma Mundipharma, zuletzt 
sogar in der Geschäftsführung. 
Die Gemeinsamkeiten von Mül-
ler-Schwefe und des langjährigen 
Mundipharma-Mitarbeiters Kletzko 
in den genannten Vereinen erklären 
zwanglos, warum sich Herr Müller-
Schwefe in seinem Schreiben an 
ÄrztInnen wie ein Pharmavertreter 
für Produkte von Mundipharma 
einsetzt und warum er die Inten-
tionen der Firma in Werbung und 
Marketing unterstützt. Dies hat 
nichts mit unabhängiger, fachlich 
kompetenter Expertenmeinung zu 
tun, sondern mit durch Beziehun-
gen zum Warenanbieter und/oder 
Sponsor korrumpiertem Verhalten 
eines Meinungsbildners. Übrigens 
vergibt Müller-Schwefe auch den 
mit 10.000 € dotierten „Deutschen 
Schmerzpreis“, der zufällig auch 
Mundipharma gestiftet hat. Und 
wer bekommt ihn im Jahr 2006? 
Dr. Marianne Koch, Vorsitzende der 
Deutschen Schmerzliga.

Sowohl die Patientenorganisa-
tion Deutsche Schmerzliga wie 
auch die medizinische Fachgesell-
schaft Deutsche Gesellschaft für 
Schmerztherapie unterstützen und 
begünstigen die verschleierten 
Einflussnahmen der Pharmaindu-
strie auf die Medizin, wenn sie die 
Interessenskonflikte von Pharma-
mitarbeitern wie Kletzko vernebeln 
und nicht offen legen. Damit ist der 
Brief von Müller-Schwefe sympto-
matisch für die Korrumpierung von 
Medizinern und Fachpersonal durch 

Kooperation mit Warenanbietern 
und deren Helfershelfer . 

Eine kurze Recherche im Internet 
zeigt, welchen Umfang diese Form 
der verdeckten Einflussnahme der 
Warenanbieter hat. Immer wieder 
findet man Müller-Schwefe und 
Kletzko bei Veranstaltungen von 
Berufsverbänden und anderen Ver-
einigungen von Schmerztherapeu-
ten als Referenten gelistet. Es ist 
bedenklich, mit welcher Selbstver-
ständlichkeit durch Warenanbieter 
korrumpierte Angehörige des ärzt-
lichen Berufsstandes, der Fachge-
sellschaften und Berufsverbände 
derartige Irreführungen einspan-
nen lassen und sie so mit angeb-
licher unabhängiger Sachkompe-
tenz fördern und unterstützen. Das 
alles dient der Verhinderung einer 
kostengünstigen Behandlung, be-
wirkt Kostensteigerung ohne Lei-
stungsgewinn und muss von den 
Versicherten bezahlt werden.

Prof. Dr. Peter S. Schönhöfer

1	 Brief von Prof. Müller-Schwefe an ÄrztInnen 
vom 27.4.2007
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Aus aller Welt

Umweltbedingungen 
können tödlich sein
Nach neuesten Schätzungen 
der Weltgesundheitsorganisati-
on (WHO) sterben jährlich welt-
weit 13 Millionen Menschen 
wegen schlechter Umwelt- und 
Lebensbedingungen.1

Dass unsauberes Trinkwasser, 
fehlende Toiletten, Luftverschmut
zung und viele weitere Umwelt-
probleme der Gesundheit scha-
den, ist an sich nichts Neues. Der 
Verdienst der WHO ist es, die 
Ursachen und Häufigkeit solcher 
an sich vermeidbarer Erkrankun-
gen und Todesfälle systematisch 
auf Länderebene abzuschätzen. 
Damit können Länder ihre Prioritä-
ten zur Verbesserung der Gesund-
heitssituation neu setzen. Beson-
ders große Fortschritte könnten 
Länder wie Angola, Burkina Faso, 
Mali oder Afghanistan erzielen, in 
denen über ein Drittel aller Todes-
fälle mit schlechten Umweltbedin-
gungen zusammenhängen. Aber 
auch Industrieländer könnten eini-
ges verbessern. So ließe sich nach 
Angaben der WHO in Deutschland 
jeder siebte Todesfall verhindern. 
Leider wurden die Daten bislang 
nur in sehr verkürzter Form veröf-
fentlicht, so dass eine detaillierte 
Bewertung schwierig ist.2  (JS)

„Tu Gutes“ Verein der 
Industrie löst sich auf

Der German Pharma Health Fund 
e.V. (GPHF) stellt zum 30.6.2007 
seine Arbeit ein.3 1985 war der 
GPHF von deutschen Pharmafir-
men gegründet worden. Dies ge-
schah nicht zuletzt als Reaktion 
auf die zunehmend schmerzhafte 
Kritik der Pharma-Kampagne an 
den zweifelhaften Geschäftsprak-
tiken der deutschen Arzneimittel-
industrie in der Dritten Welt. Mit 
guten Taten wollte man ein bes-
seres Image in der deutschen Öf-
fentlichkeit erreichen. Das gelang 
nur bedingt. Vor allem aber haben 
in den letzten Jahren verschie-

Zu guter Letzt
Der [indische] Unionsminister 

für Handel und Industrie, Mr. 
Morarji Desai, hat betont, dass 
es notwendig sei, die Kosten für 
die medikamentöse Behandlung 
für den gewöhnlichen Bürger zu 
reduzieren. [...] Ein Weg [..] sei 
eine nationale Positivliste. [...] 
die Kommission solle sicherstel­
len, dass die Industrie Medika-
mente zu sehr günstigen Prei­
sen zur Verfügung zu stelle, in­
dem sie kein Geld für Marketing 
und Anzeigen aufschlage, weil 
das die Preise enorm erhöhe.
The Hindu vor 50 Jahren am 28 April 1957

dene Firmen eigene imageför-
dernde Entwicklungshilfeprojekte 
begonnen und damit dem GPHF 
das Wasser abgegraben. Da sich 
ohne Beiträge nichts mehr fördern 
lässt, hat der GPHF jetzt seine Auf-
lösung beschlossen. Das soge-
nannte Minilab, mit dem sinnvolle, 
aber auch ein gefährliches über-
flüssiges Mittel, getestet werden 
können, wird von der Merck KGaA 
weitergeführt.  (JS)

Nigeria verklagt Pfizer
Wegen eines illegalen Medika-
mentenversuchs verklagt der ni-
gerianische Staat jetzt den US-
Pharmagiganten Pfizer auf fünf 
Milliarden € Schadenersatz.

Vor 1996 wurde das damals in 
den USA nicht zugelassene Anti-
biotikum Trovafloxacin in Nigeria 
an 99 Kindern mit Hirnhautentzün-
dung getestet, weitere 101 erhiel-
ten ein Vergleichsmedikament, 
vermutlich in zu niedriger Dosie-
rung. Fünf Kinder, die Trovaflo-
xacin erhielten, starben, weitere 
erlitten bleibende Schäden, unter 
dem Vergleichsmedikament star-
ben sechs Kinder.4,5 Erst ein Jahr 
später wurde Trovafloxacin in den 
USA zugelassen, aber nur für Er-
wachsene. 1999, zwei Jahre spä-
ter, wurde die Anwendung wegen 
Todesfällen durch Leberschädi-
gung in den USA drastisch einge-
schränkt. Von der Europäischen 
Arzneimittelbehörde EMEA wurde 
der Vertrieb des Medikaments im 
selben Jahr komplett verboten.

Ende 2000 hatte die Washington 
Post den unethischen Versuch auf-
gedeckt und Nigeria setzte darauf-
hin eine Untersuchungskommis-
sion ein, die einen umfänglichen 
Bericht verfasste, der allerdings 
geheim blieb. Der Leiter der Kom-
mission erhielt Morddrohungen. 
Von den angeblich nur drei Kopien 
des Berichts wurde eine aus dem 
Tresor des Ministeriums gestoh-
len, ein Mitarbeiter, der eine Kopie 
zu Hause hatte, starb.6 Erst als der 

Washington Post dieses Frühjahr 
eine Kopie des Berichts zugespielt 
wurde und sie diesen an das nige-
rianische Gesundheitsministeri-
um zurückgab, wurde gehandelt. 
Sowohl die Behörden in Kano, wo 
die Versuche stattgefunden hat-
ten, als auch die Bundesregierung 
verklagten Pfizer auf Schadenser-
satz. Insgesamt geht es um For-
derungen in Höhe von rund fünf 
Milliarden Euro.7

Pfizer wies alle Vorwürfe zu-
rück. Allerdings musste die Firma 
inzwischen einräumen, dass die 
Erlaubnis eines Ethik-Komitees 
schlicht eine plumpe Fälschung 
war, die erst Monate nach dem 
Versuch angefertigt wurde.5 Das 
ist besonders peinlich, weil die 
Firma im Jahr 2000, als der Fall 
das erste Mal in den USA berich-
tet wurde, ihr Vorgehen in Nigeria 
ausgerechnet mit dieser angebli-
chen Genehmigung zu legitimie-
ren versuchte.  (JS)
1	 New country-by-country data show in detail 

the impact of environmental factors on 
health. WHO News Release 13 June 2007

2	 www.who.int/quantifying_ehimpacts/coun
tryprofiles/en/index.html 

3	 GPHF News 02/2007
4	 Federal Ministry of Health (Nigeria). Report of 

the Investigation Committee on the clinical 
trail of Trovafloxacin (Trovan) by Pfizer, Kano. 
March 2001

5	 Schlimmer als im Roman. Pharma-Brief 
3/2006, S. 3

6	 Joe Stephens. Panel Faults Pfizer in ‚96 Clini-
cal Trial Washington Post 7 May 2007

7	 Bashir Adigun. Nigeria Files New Suit Against 
Pfizer. Washington Post 4 June 2007


